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Hals-Nasen-Ohren-Ärzte, die zur vertragsärztli-
chen Versorgung zugelassen und zur Führung der 
Zusatzbezeichnung Chirotherapie berechtigt sind, 
haben keinen Vergütungsanspruch gegen ihre zu-
ständige Kassenärztliche Vereinigung für die 
Durchführung von Röntgenaufnahmen und chiro-
therapeutischen Eingriffen an der Halswirbelsäu-
le. Dies entschied das Bundessozialgericht mit 
Urteil vom 22.03.2006, (Az.: B 6 KA 75/04 R) 
unter Hinweis auf die Fachfremdheit der ärztlichen 
Leistung. 

1. Fachgebietsfremdheit führt zum Abrech-
nungsausschluss 

Ein als HNO-Arzt zur vertragsärztlichen Versor-
gung zugelassener Arzt, der zur Führung der Zu-
satzbezeichnung Chirotherapie berechtigt ist, 
verklagte die Kassenärztliche Vereinigung Nieder-
sachsen auf Vergütung ärztlicher Leistungen. Er 
hatte Röntgenaufnahmen und chirotherapeuti-
sche Eingriffe an der Halswirbelsäule vorgenom-
men. Sowohl die Röntgenaufnahmen als auch die 

chirotherapeutischen Eingriffe wurden dem HNO-
Arzt zunächst von der Kassenärztlichen Vereini-
gung nach der Nr. 5032 und der Nr. 3210 des 
EBM-Ä (in der bis zum 31.05.2005 geltenden 
Fassung) vergütet. Nachdem das Landessozial-
gericht Niedersachsen jedoch in einer Entschei-
dung davon ausgegangen war, dass die genann-
ten Leistungen für HNO-Ärzte mit der 
Zusatzbezeichnung Chirotherapie als fachfremd 
zu beurteilen sind, teilte die Kassenärztliche Ver-
einigung in einem Rundschreiben allen HNO-Ärz-
ten mit, dass diese Leistungen in Zukunft nicht 
mehr vergütungsfähig seien.

 
2. Fachgebietskonformität richtet sich nach 
Weiterbildungsordnung 

Das Bundessozialgericht stellt fest, dass die Kas-
senärztlichen Vereinigungen die Aufgabe der sach-
lich-rechnerischen Richtigstellung von Honorara-
brechnungen haben und damit auch die Befugnis 
ärztliche Leistungen von der Honorierung auszu-
schließen. Für fachfremde Leistungen könnten 
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Ärzte keine Vergütung beanspruchen.

Welche ärztlichen Leistungen zu welchem Fach-
gebiet gehören bzw. zu diesem nicht gehören und 
daher als fachfremde Leistungen anzusehen sind, 
bestimmt sich nach dem Weiterbildungsrecht. Das 
Weiterbildungsrecht der Ärzte ist Landesrecht und 
beruht auf dem Heilberufs- und Kammergesetzes 
des jeweiligen Bundeslandes. Das Heilberufs- und 
Kammergesetz ermächtigt die Ärztekammern eine 
Weiterbildungsordnung zu erlassen. Dort sind die 
Gebietsdefinitionen enthalten, die vorgeben, wel-
che ärztlichen Leistungen welchem medizinischen 
Fachgebiet zuzuordnen sind. Konkretisiert wird 
dies in den Richtlinien der Landesärztekammern 
über den Inhalt der Weiterbildung.

Nach der Entscheidung des Bundessozialgerichts 
steht fest, dass Röntgenaufnahmen an der Hals-
wirbelsäule sowie chirotherapeutische Eingriffe an 
der Halswirbelsäule für einen HNO-Arzt fachfrem-
de Leistungen sind, da es sich hierbei nicht um 
Leistungen handelt, die für das Fachgebiet der 
HNO-Heilkunde prägend und wesentlich sind. Die-
se Leistungen sind daher für den Erhalt einer aus-
reichenden Lebensgrundlage eines HNO-Arztes 
nicht erforderlich.

3. Keine Abrechnungsbefugnis in der GKV 
aufgrund Zusatzbezeichnung

Fraglich ist jedoch, ob das berechtigte Führen ei-
ner Zusatzbezeichnung - hier der Chirotherapie 
- nach der damals geltenden Weiterbildungsord-
nung der Ärztekammer Niedersachsen dazu führt, 
dass die Gebietsgrenzen fachärztlicher Tätigkeit 
durch die Zusatzbezeichnung erweitert werden. 
Dies hätte zur Folge, dass ärztliche Leistungen, 
die im Rahmen der Zusatzbezeichnung erbracht 
werden, als zum Fachgebiet gehörend angesehen 
werden. Zumindest berufsrechtlich betrachtet 
könnten dann Röntgenaufnahmen an der Halswir-
belsäule sowie chirotherapeutische Eingriffe an 
der Halswirbelsäule von einem HNO-Arzt durch-
geführt werden, der über die Zusatzbezeichnung 
verfügt. Das Landessozialgericht als Vorinstanz 
des Bundessozialgerichts hat diese Rechtsauffas-
sung vertreten. Das Bundessozialgericht steht 
dieser Auslegung offenbar kritisch gegenüber, hält 
sie aber zumindest für vertretbar. Diese Auslegung 
beschränkt sich allerdings auf die Frage der be-
rufsrechtlichen Zulässigkeit der Erbringung dieser 
Leistungen. 

Soweit es dagegen um die Frage geht, ob Rönt-
genaufnahmen an der Halswirbelsäule sowie 
chirotherapeutische Eingriffe an der Halswirbel-
säule zu Lasten der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung abrechenbar sind, hat das Bundessozial-
gericht festgestellt, dass die Abrechenbarkeit 
gegen bundesrechtliche Vorgaben des Vertrags-
arztrechts verstößt. Das Bundessozialgericht ver-
weist darauf, dass die bundesrechtlichen Rege-
lungen zur Zulassung, zur Bedarfsplanung und zu 
den Zulassungsbeschränkungen in ihrer Zusam-
menschau verdeutlichen würden, dass der Bun-
desgesetzgeber von einer nach einzelnen ärztli-
chen Fachgebieten gegliederten ambulanten 
vertragsärztlichen Versorgung ausgeht. Dies er-
gäbe sich nunmehr auch ausdrücklich aus dem 
Auftrag an den Bewertungsausschuss zur Gliede-
rung der in der fachärztlichen Versorgung abre-
chenbaren Leistungen nach den einzelnen 
Facharztgruppen. Deshalb enthielten die genann-
ten Regelungen zugleich den bundesrechtlichen 
Grundsatz, dass Leistungen außerhalb des eige-
nen Fachgebietes nicht vergütungsfähig sind. 

Das Bundessozialgericht stellt daher ausdrücklich 
klar, dass aus vertragsarztrechtlicher Sicht die 
berufsrechtliche Berechtigung zur Führung einer 
Zusatzbezeichnung für die Fachgebietskonformi-
tät oder Fachfremdheit einer Leistung ohne Belang 
ist. Insofern führe die Zusatzbezeichnung Chiro-
therapie eines HNO-Arztes nicht dazu, dass die 
nicht zu dem Fachgebiet der Hals-Nasen-Oh-
ren-Heilkunde gehörenden chirotherapeutischen 
Eingriffe an der Halswirbelsäule sowie Röntgen-
aufnahmen an der Halswirbelsäule als Leistung 
zu Lasten der Gesetzlichen Krankenversicherung 
abgerechnet werden können. 

4. Vereinbarkeit des Abrechnungsaus-
schlusses mit Art. 12 GG

Die Bewertung der Leistungen als fachfremd hält 
das Bundessozialgericht auch mit dem Grund-
recht der Berufsfreiheit nach Art. 12 GG für ver-
einbar. Denn es handele sich lediglich um eine 
nicht statusrelevante Berufsausübungsregelung, 
da nur Leistungen betroffen seien, die nicht in 
den Kernbereich des Fachgebiets der Hals-Na-
sen-Ohren-Heilkunde fallen und die weder we-
sentlich noch prägend für dieses Fachgebiet sind. 
Ferner verweist das Bundessozialgericht auf die 
hinreichenden Gemeinwohlbelange, die den mit 
der Fachgebietsabgrenzung verbundenen Eingriff 
in die Berufsausübungsfreiheit rechtfertigen. 
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Denn das Ziel einer sachgerechten und klaren 
Abgrenzung der einzelnen ärztlichen Disziplinen 
sowie das mit der Bedarfsplanung verfolgte Ziel 
der Erhaltung der finanziellen Stabilität der ge-
setzlichen Krankenversicherung stellten solche 
Gemeinwohlbelange dar. Insofern sei es nicht 
zu beanstanden, dass das Vertragsarztrecht im 
Einzelfall gegenüber dem Berufsrecht weiterrei-
chende Einschränkungen vorsieht. 

5. Bedeutung für Zusatzweiterbildung MRT

Mit dem Urteil hat das Bundessozialgericht er-
neut seine Rechtsprechung bestätigt, wonach die 
berufsrechtliche Berechtigung zur Führung einer 
Zusatzbezeichnung keinen Einfluss auf die Fach-
gebietskonformität bzw. die Fachfremdheit der 
ärztlichen Leistung hat und somit die Zusatz-
bezeichnung nicht dazu berechtigt, in diesem 
Bereich zu Lasten der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung ärztliche Leistungen abzurechnen. An-
dernfalls könnte die nach Landesrecht erworbe-
ne Zusatzbezeichnung zu einer Erweiterung der 
abrechnungsfähigen vertragsärztlichen Leistun-
gen führen. 

Die Entscheidung des BSG hat über den hier 
entschiedenen Fall hinaus grundsätzliche Be-
deutung für die Frage, welche Abrechnungs-
möglichkeiten Zusatzbezeichnungen in der GKV 
gewähren. Insbesondere nach der Einführung 
der Zusatzweiterbildung fachgebundene Magne-
tresonanztomografie stellte sich bisher die Fra-
ge, ob zukünftig auch andere Fachgruppen als 
Radiologen MRT-Leistungen zulasten der GKV 
abrechnen können. Diese Frage dürfte aufgrund 
dieser Entscheidung zu verneinen sein. 

In diesem Sinne hat das BSG am 11.10.2007 
(Az.: B 6 KA 1/05 R) entschieden und die Er-
teilung einer Genehmigung zur Erbringung kern-

spintomografischer Leistungen zur Herzdiagnos-
tik für einen Kardiologen abgelehnt. Sobald die 
ausführlichen Urteilsgründe dieser Entscheidung 
vorliegen, werden wir hierüber berichten. 
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